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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Unionsbürger – materielles

Freizügigkeitsrecht – Vermutung des
Freizügigkeitsrechts – Verlustfeststellung
– Verpflichtung zur Ausreise –
Vollzugsdefizit der Ausländerbehörde –
Leistungsausschluss – Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung-
Überbrückungsleistungen –
Existenzminimum – verfassungskonforme
Auslegung

Leitsätze Unionsbürger ohne objektiv bestehendes
materielles Aufenthaltsrecht haben – bei
verfassungskonformer Auslegung der
Vorschrift – solange Anspruch auf
Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach § 23 Abs. 3 Satz 6
Halbs. 2 SGB XII in der ab 29. Dezember
2016 geltenden Fassung
(Überbrückungsleistungen), wie die
Ausländerbehörde gegen sie keine
bestandskräftige und weiterhin wirksame
Ausweisungsverfügung erlassen hat, die
mit einem Einreise- und
Aufenthaltsverbot verknüpft ist.

Der Ausschluss von Unionsbürgern ohne
materielles Aufenthaltsrecht von den
regulären Leistungen der Sozialhilfe nach 
§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII in der ab
29. Dezember 2016 geltenden Fassung
ist unter diesen Umständen weder
europarechtlich noch nach nationalem
Verfassungsrecht zu beanstanden.

Normenkette AEUV Art 267 Satz 1 Buchst a
FreizügigkeitsRL Art 2 Nr 2 Buchst c
FreizügigkeitsRL Art 24 Abs 2
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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 13.
Juni 2018 geÃ¤ndert. Der Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin ab 1. September
2017 Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen (Â§ 23 Abs. 3 Satz 5 SGB XII) dem Grunde nach
zu gewÃ¤hren. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte
trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin fÃ¼r den gesamten
Rechtsstreit zu drei Vierteln. Im Ã�brigen sind auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu
erstatten. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Die 1944 in Prag
geborene KlÃ¤gerin besitzt die StaatsangehÃ¶rigkeit der tschechischen Republik
und zugleich die Syriens. Sie reiste im Juli 2015 zusammen mit ihrer 1975
geborenen Tochter und deren 2003 geborenen Sohn, die beide neben der syrischen
ebenfalls die StaatsangehÃ¶rigkeit der tschechischen Republik besitzen, aus der
TÃ¼rkei kommend nach Deutschland ein. Ihren am 14. August 2015 gestellten
Antrag auf GewÃ¤hrung von Sozialhilfe nach dem Sozialgesetzbuch/ZwÃ¶lftes Buch
(SGB XII) lehnte der Beklagte durch Bescheid vom 31. August 2015 ab. Die
KlÃ¤gerin besitze kein Aufenthaltsrecht als UnionsbÃ¼rgerin, weil sie nicht Ã¼ber
ausreichenden Krankenversicherungsschutz und ausreichende Existenzmittel
verfÃ¼ge. Im Widerspruchsverfahren wiederholte und vertiefte die KlÃ¤gerin ihre
AusfÃ¼hrungen zu den persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnissen. Sie habe in der damaligen
Tschechoslowakei Anfang der 1960er Jahre einen Syrer geheiratet, mit dem sie
nach Syrien ausgewandert sei. Er sei 2005 gestorben. Von da an hÃ¤tten sie, die
1975 geborene Tochter und deren Sohn allein in Syrien, in der Stadt H, gelebt. Nach
Beginn des Krieges hÃ¤tten sie das Land verlassen mÃ¼ssen und seien zunÃ¤chst
in die TÃ¼rkei und von dort nach Deutschland geflohen. Den einzigen Kontakt
hÃ¤tten sie zu ihrem ehemaligen Nachbarn aus H gehabt, der 2014 mit seiner Frau
als KontingentflÃ¼chtling nach Deutschland gekommen sei und seitdem in F bei
Berlin lebe. Bei ihm hÃ¤tten sie auch zuerst gewohnt. Am 19. Juli 2015 seien sie mit
dem syrischen Pass aus der TÃ¼rkei ausgereist und in Deutschland als EU-BÃ¼rger
eingereist. Deshalb hÃ¤tten sie keinen Asylantrag gestellt. Sie seien aber syrische
FlÃ¼chtlinge. In Tschechien hÃ¤tten sie niemanden. Ihre Tochter und ihr Enkel
wÃ¼rden das Land gar nicht kennen. Sie habe in Tschechien auch von niemandem
Leistungen erhalten. Ihre Tochter, ihr Enkel und sie selbst besÃ¤Ã�en kein
VermÃ¶gen. Seit September 2015 bewohne sie gemeinsam mit ihrer Tochter und
ihrem Enkel eine eigene Wohnung. Nach dem vorgelegten Mietvertrag zwischen
ihrer Tochter und der Vermieterin handelte es sich um ein "Kleinhaus" mit
Nebengelass, 2 1/2 Zimmern und einer "GrÃ¶Ã�e" von 54 mÂ² auf einem
GrundstÃ¼ck von ca. 800 mÂ². Die Miete war mit monatlich pauschal 300,- EUR
vereinbart. Durch bestandskrÃ¤ftig gewordenen Widerspruchsbescheid vom 27.
Oktober 2015 wies der Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Die KlÃ¤gerin sei wie
eine UnionsbÃ¼rgerin zu behandeln, besitze aber kein FreizÃ¼gigkeitsrecht. Hinzu
komme, dass sie eingereist sei, um Sozialhilfe zu erlangen. Auch deshalb sei sie von
Leistungen ausgeschlossen. Mit gleicher BegrÃ¼ndung lehnte der Beklagte durch
bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bescheid vom 11. Januar 2017 auch den von der
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KlÃ¤gerin am 14. Dezember 2016 gestellten, ausdrÃ¼cklich auf Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (im Folgenden:
Grundsicherung) nach dem Vierten Kapitel des SGB XII gerichteten Antrag, ab. In
diesem Verwaltungsverfahren hatte die KlÃ¤gerin ergÃ¤nzend mitgeteilt, dass sie in
der Tschechoslowakei nie gearbeitet und deshalb keine RentenansprÃ¼che
erworben habe. In der tschechischen Republik lebe nur noch ihre 1941 geborene
Schwester, die eine kleine Rente beziehe und in einer kleinen Wohnung lebe. Von
ihr kÃ¶nne sie deshalb keine Hilfe bekommen. Sie habe insgesamt vier Kinder. Ihre
Ã¤lteste Tochter lebe noch in Syrien. Die zweitÃ¤lteste sei keine tschechische
StaatsbÃ¼rgerin und mit ihrem Mann illegal nach Schweden geflÃ¼chtet, weshalb
sie (die KlÃ¤gerin) ihr nicht habe folgen kÃ¶nnen. Diese Tochter beziehe staatliche
UnterstÃ¼tzung und habe kein Einkommen. Ihr jÃ¼ngstes Kind, ein Sohn, sei nach
Kanada ausgewandert und habe dort ein Daueraufenthaltsrecht erhalten. Er habe
aber kein Einkommen und suche Arbeit. Die Tochter, mit der sie nach Deutschland
gekommen sei, habe inzwischen einen anerkannten FlÃ¼chtling geheiratet und
besuche einen Integrationskurs. Beide und ihr Enkel erhielten Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Sozialgesetzbuch/Zweites Buch
(SGB II) und Kindergeld. Sie selbst sei alt und gebrechlich und kÃ¶nne nicht mehr
reisen. Sie legte in die deutsche Sprache Ã¼bersetzte Schreiben der Botschaft der
Tschechischen Republik in Berlin vom 2. November 2016 und des Ministeriums fÃ¼r
Arbeit und Soziales der Tschechischen Republik vom 7. November 2016 betreffend
UnterstÃ¼tzungen in materieller Notlage und bei Krankheit vor. Aus ihnen ergab
sich, dass das tschechische Recht materielle UnterstÃ¼tzungen fÃ¼r Personen
vorsieht, die ihren dauerhaften Aufenthalt und Wohnsitz in der tschechischen
Republik haben und dass Personen mit stÃ¤ndigem Aufenthalt in der tschechischen
Republik in der Ã¶ffentlichen Krankenversicherung versichert sind. Mit zwei
Schreiben vom 8. MÃ¤rz 2017 beantragte die KlÃ¤gerin zum einen erneut
Leistungen nach dem SGB XII, zum anderen die Ã�berprÃ¼fung des Bescheides
vom 11. Januar 2017. Die AntrÃ¤ge lehnte der Beklagte durch zwei Bescheide vom
15. MÃ¤rz 2017 mit der BegrÃ¼ndung der vorangegangenen Bescheide bzw. mit
Hinweis darauf ab, dass der Bescheid vom 11. Januar 2017 rechtmÃ¤Ã�ig ergangen
sei. Ihre WidersprÃ¼che gegen die Bescheide begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin damit,
dass sie nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) zu Â§ 23 SGB XII
in der bis zum 28. Dezember 2016 geltenden Fassung (im Folgenden mit dem
Zusatz "a.F." fÃ¼r "alte Fassung" bezeichnet) einen Anspruch auf Hilfe zum
Lebensunterhalt habe. Die Ã�nderung der Vorschrift zum 29. Dezember 2016 (im
Folgenden mit dem Zusatz "n.F." fÃ¼r "neue Fassung" bezeichnet) habe fÃ¼r
UnionsbÃ¼rger zu keiner Ã�nderung gefÃ¼hrt. Das dem LeistungstrÃ¤ger nach der
a.F. zustehende Ermessen sei unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) auf Null reduziert gewesen. Danach sei von
einer Verfestigung des Aufenthalts, welche zu einem Anspruch auf regulÃ¤re
Leistungen der Sozialhilfe fÃ¼hre, nach Ablauf von sechs Monaten auszugehen.
Dieser Verfestigung kÃ¶nne (nur) auslÃ¤nderrechtlich entgegengetreten werden.
Zwar sehe Â§ 23 SGB XII n.F. nun besondere Leistungen fÃ¼r Personen vor, die
wegen fehlenden Aufenthaltsrechts von den regulÃ¤ren Leistungen der Sozialhilfe
ausgeschlossen seien. Diese Leistungen seien aber zeitlich befristet und
zweckbestimmt, um den Zeitraum bis zur Ausreise zu Ã¼berbrÃ¼cken. Auf diese
Leistungen kÃ¶nne sie nicht verwiesen werden. Das BSG habe zur alten Rechtslage
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ausgefÃ¼hrt, dass die RÃ¼ckkehrmÃ¶glichkeit in das Herkunftsland im Hinblick auf
die Ausgestaltung des Grundrechts auf Sicherung des Existenzminimums als
Menschenrecht jedenfalls solange unbeachtlich sei, wie der tatsÃ¤chliche Aufenthalt
in Deutschland von den zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden faktisch geduldet werde. Â§ 23
SGB XII n.F. sei auch deshalb problematisch, weil UnionsbÃ¼rger erst bei
Feststellung des Nichtvorliegens eines Aufenthaltsrechts durch die
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde zur Ausreise verpflichtet seien. Daraus ergebe sich, dass sie
(jedenfalls) Anspruch auf existenzsichernde Leistungen nach bzw. entsprechend
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) habe. Es kÃ¶nne nicht sein, dass bei
unrechtmÃ¤Ã�igem Aufenthalt ein weitergehender Leistungsanspruch bestehe als
bei rechtmÃ¤Ã�igem. Im Ã�brigen habe sie keine ausreichend festen Bindungen
zum Heimatland (tschechische Republik) mehr. Ihr stehe dort keine Unterkunft zur
VerfÃ¼gung und sie mÃ¼sse befÃ¼rchten, ohne ausreichende finanzielle Mittel
obdachlos zu werden. Durch Widerspruchsbescheid vom 27. Juli 2017 wies der
Beklagte die WidersprÃ¼che mit der BegrÃ¼ndung der Ausgangsbescheide
zurÃ¼ck. In dem nachfolgenden Klageverfahren (Az. Sozialgericht [SG] Potsdam S
20 SO 94/17) gab der Beklagte in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 13. Juni 2018
zunÃ¤chst ein von der KlÃ¤gerin angenommenes Teilanerkenntnis ab und
gewÃ¤hrte ihr fÃ¼r die Zeit vom 17. MÃ¤rz 2017 bis zum 31. August 2017
Leistungen zur Deckung der Bedarfe fÃ¼r ErnÃ¤hrung, KÃ¶rper- und
Gesundheitspflege sowie fÃ¼r die Zeit vom 29. Mai bis zum 31. August 2017 Hilfen
zur Krankenbehandlung. Hierzu war er zuvor im Wege der einstweiligen Anordnung
verpflichtet worden (Beschluss des SG Potsdam vom 31. Mai 2017 â�� S 20 SO
31/17 ER -). Im Ã�brigen endete der Rechtsstreit S 20 SO 94/17 Anfang 2019 durch
gerichtlichen Vergleich, durch den sich der Beklagte "ausgehend von einem
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom 11. MÃ¤rz 2016 bis zum 28. Dezember
2016" verpflichtete, "der KlÃ¤gerin in Anlehnung an die HÃ¶he der Leistungen nach 
Â§ 3 Abs. 2 AsylbLG einen Barbetrag von monatlich 216,00 EUR zuzÃ¼glich der
anteiligen Unterkunftskosten von monatlich 75,00 EUR (die Monate MÃ¤rz 2016 und
Dezember 2016 werden dabei anteilig berechnet) sowie â�� soweit angefallen â��
die entsprechenden notwendigen Gesundheitskosten gegen Nachweis" zu
bewilligen. Die Beteiligten erklÃ¤rten in dem Vergleich Ã¼bereinstimmend, sich
darÃ¼ber einig zu sein, "dass mit dem Abschluss des Vergleichs sÃ¤mtliche
gegenseitigen Forderungen fÃ¼r den Zeitraum seit Einreise der KlÃ¤gerin in das
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland bis einschlieÃ�lich zum 16. MÃ¤rz
2017 erledigt sind" (Beschluss des SG Ã¼ber die Annahme des Vergleichs vom 11.
Februar 2019). Einen weiteren Antrag auf Leistungen stellte die KlÃ¤gerin beim
Beklagten mit Datum des 1. August 2017 fÃ¼r die Zeit ab 1. September 2017. Mit
dem Antrag legte sie ein Attest der FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin L vom 30.
Mai 2017 vor, ausweislich dessen sie wegen "einer schweren Erkrankung und
Verdacht auf LeukÃ¤mie" dringend medizinischer Behandlung bedÃ¼rfe. Der
Beklagte holte eine Stellungnahme des Amtsarztes Dr. H vom 14. August 2017 ein,
wonach die notwendige medizinische Behandlung in der tschechischen Republik
fortgesetzt werden kÃ¶nne. Mit der BegrÃ¼ndung der vorangegangenen Bescheide,
dass die KlÃ¤gerin kein Aufenthaltsrecht besitze, lehnte der Beklagte daraufhin
auch diesen Leistungsantrag durch Bescheid vom 5. September 2017 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. Oktober 2017 ab. Mit einem unterdessen am
8. September 2017 beim SG Potsdam angebrachten Antrag auf Verpflichtung der
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Beklagten zur GewÃ¤hrung von Leistungen im Wege der einstweiligen Anordnung
blieb die KlÃ¤gerin erfolglos (Beschluss des SG Potsdam vom 28. November 2017
â�� S 20 SO 101/17 ER -, BeschlÃ¼sse des Landessozialgerichts [LSG] Berlin-
Brandenburg vom 6. Februar 2018 â�� L 23 SO 269/17 B ER / L 23 SO 270/17 B ER
PKH â�� und vom 2. MÃ¤rz 2018 â�� L 23 SO 40/18 B ER RG). Verneint wurde in
beiden Instanzen jeweils das Vorliegen eines materiellen Rechts auf die geltend
gemachten Leistungen (Anordnungsanspruch), weil die KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 23
Abs. 3 Satz 1 SGB XII n.F. von Leistungen zur Sicherung des laufenden
Lebensunterhalts und bei Krankheit ausgeschlossen sei. Dies verstoÃ�e weder
gegen Europarecht noch gegen Grundrechte. In dem Verfahren hatte die KlÃ¤gerin
ihre Rechtsauffassung wiederholt und vertieft, dass ihr ein Leistungsanspruch als
UnionsbÃ¼rgerin zustehe. ErgÃ¤nzend hatte sie ausgefÃ¼hrt, in Syrien mit einer
Schneiderei selbststÃ¤ndig gewesen zu sein. Ihr Haus sei im Krieg zerstÃ¶rt, die
Ansparungen fÃ¼r den Fluchtweg aufgebraucht worden. Im November und
Dezember 2017 habe sie von ihrer in Schweden lebenden Tochter jeweils 200,- EUR
zur UnterstÃ¼tzung erhalten. Sie hatte eine eidesstattliche Versicherung mit Datum
des 13. Dezember 2017 vorgelegt. Darin hatte sie angegeben, weder kÃ¶rperlich
noch geistig in der Lage zu sein, alleine nach Tschechien zu ziehen und dort zu
wohnen. Emotional sei sie ebenfalls auf die NÃ¤he ihrer Tochter angewiesen. Bei
der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde habe sie inzwischen einen Antrag auf subsidiÃ¤ren Schutz
bzw. einen Asylantrag gestellt. Mit ihrer am 20. November 2017 beim SG
eingegangenen, ursprÃ¼nglich unter dem Az. S 20 SO 129/17 registrierten Klage
gegen den Bescheid des Beklagten vom 5. September 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. Oktober 2017 hat die KlÃ¤gerin ihr Anliegen
weiterverfolgt und zur BegrÃ¼ndung ihren bisherigen Vortrag wiederholt. Der
Beklagte hat den angefochtenen Bescheid verteidigt und darauf hingewiesen, dass
die Gerichte in den Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes materiellrechtliche
AnsprÃ¼che der KlÃ¤gerin auf regulÃ¤re Leistungen der Sozialhilfe verneint
hÃ¤tten. In dem ersten der Verfahren seien lediglich Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen
wegen eines HÃ¤rtefalls zugesprochen worden. Zum 1. MÃ¤rz 2018 hat die
KlÃ¤gerin mit ihrer Tochter, deren Ehemann und mittlerweile zwei Kindern eine
neue Wohnung bezogen. Nach dem wiederum von ihrer Tochter geschlossenen
Mietvertrag handelt es sich um eine 3-Zimmer-Wohnung mit einer WohnflÃ¤che von
66,33 mÂ², fÃ¼r die eine monatliche Nettokaltmiete von 431,15 EUR und eine
Vorauszahlung auf die Betriebskosten (einschlieÃ�lich WÃ¤rme- und
Warmwasserkosten) von anfangs 166,- EUR vereinbart sind (Gesamtmiete 597,15
EUR). Das SG hat die Klage zunÃ¤chst zu dem Rechtsstreit S 20 SO 94/17
verbunden (Beschluss vom 20. MÃ¤rz 2018). In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
13. Juni 2018 hat es dann erneut eine Trennung ausgesprochen, "soweit der
Bescheid vom 05. September 2017 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 20. Oktober 2017 fÃ¼r den Leistungszeitraum (Ablehnung) ab dem 01.
September 2017 betroffen ist" und das abgetrennte Verfahren unter dem
Aktenzeichen S 20 SO 78/18 fortgefÃ¼hrt. Durch Urteil vom 13. Juni 2018 hat das
SG diese Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung
existenzsichernder Leistungen nach dem SGB XII oder anderen Rechtsgrundlagen.
Von den in Â§ 23 Abs. 1 SGB XII n.F. genannten Leistungen nach dem SGB XII sei sie
gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII n.F. ausgeschlossen. Sie besitze kein
Aufenthaltsrecht als UnionsbÃ¼rgerin. Im Besonderen erfÃ¼lle sie nicht die
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Voraussetzungen fÃ¼r das Aufenthaltsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 4
FreizÃ¼gigkeitsgesetz/EU (FreizÃ¼gG/EU). Sie verfÃ¼ge nach ihrem eigenen
Vortrag nicht Ã¼ber ausreichenden Krankenversicherungsschutz oder
Existenzmittel zum Leben und zur Zahlung einer Unterkunft. Aus demselben Grund
sei sie auch nicht als FamilienangehÃ¶rige gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6
FreizÃ¼gG/EU aufenthaltsberechtigt. Ein Leistungsausschluss folge schlieÃ�lich
bereits daraus, dass sie eingereist sei, um Sozialhilfe zu erlangen. Sie habe
Leistungen der Sozialhilfe bereits einen Monat nach ihrer Einreise nach Deutschland
beantragt und andere GrÃ¼nde fÃ¼r die Einreise seien nicht ersichtlich. Sie
kÃ¶nnten auch nicht in dem menschlich nachvollziehbaren Interesse liegen, bei
ihrer ebenfalls von staatlichen Transferleistungen abhÃ¤ngigen Tochter und ihrem
Enkel zu leben. Die RÃ¼ckausnahme des Â§ 23 Abs. 3 Satz 2 SGB XII greife nicht
ein, weil die KlÃ¤gerin nicht im Besitz eines Aufenthaltstitels nach den Â§Â§ 22 bis 
26 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) sei. Dem Leistungsausschluss wegen fehlenden
Aufenthaltsrechts stehe Rechtsprechung des BSG zu Leistungsrechten von EU-
BÃ¼rgern nicht entgegen. Diese sei zu der bis 28. Dezember 2016 geltenden
Rechtslage ergangen. Die seither geltenden gesetzlichen Regelungen stellten
gerade eine Reaktion auf diese Rechtsprechung dar und normierten den Nachrang
des deutschen Sozialleistungssystems gegenÃ¼ber dem Herkunftsland.
Verfassungsrechtliche Bedenken hiergegen bestÃ¼nden nicht. Die KlÃ¤gerin habe
auch keinen Anspruch auf Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen wegen eines HÃ¤rtefalls.
Nach dem Beschluss der Kammer vom 31. Mai 2017 in dem Verfahren S 20 SO
31/17 ER habe ihr ausreichend Zeit zur VerfÃ¼gung gestanden, um die
notwendigen MaÃ�nahmen fÃ¼r die Inanspruchnahme existenz- und
gesundheitssichernder Leistungen in ihrem Heimatland Tschechien zu ergreifen.
Dies sei nicht geschehen, obwohl sie dort nach den von ihr selbst vorgelegten
AuskÃ¼nften Leistungen zur Sicherung der materiellen Existenz und
Krankenversicherungsschutz zu erwarten habe und obwohl auch ihre Tochter und
ihr Enkel, die im Wesentlichen von staatlichen Transferleistungen ihren
Lebensunterhalt bestritten, sich angesichts ihrer StaatsangehÃ¶rigkeit dort
niederlassen kÃ¶nnten. Krankheitsbedingte GrÃ¼nde stÃ¼nden einem Umzug nicht
entgegen. ErgÃ¤nzend werde auf die BegrÃ¼ndung des 23. Senats des LSG Berlin-
Brandenburg in dem Beschluss vom 6. Februar 2018 in der Sache L 23 SO 269/17 B
ER / L 23 SO 270/17 B ER PKH Bezug genommen, welche sich die Kammer zu eigen
gemacht habe. Der 23. Senat hatte weitergehende AusfÃ¼hrungen zur
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit des Leistungsausschlusses bei fehlendem Aufenthaltsrecht
gemacht. Im Besonderen hatte er es als mit hÃ¶herrangigem Recht vereinbar
angesehen, dass durch Â§ 23 Abs. 3 SGB XII n.F. die Nachrangigkeit des deutschen
Sozialrechtssystems gegenÃ¼ber dem des Herkunftslandes normiert worden sei.
Dies stehe auch nicht im Widerspruch zu einer verfassungsrechtlich
umfangreicheren GewÃ¤hrleistungsverpflichtung fÃ¼r Leistungsberechtigte nach
dem AsylbLG. WÃ¤hrend diese hÃ¤ufig nicht zeitnah in ihre HeimatlÃ¤nder
zurÃ¼ckkehren kÃ¶nnten, kÃ¶nne sich die GewÃ¤hrleistungsverpflichtung
gegenÃ¼ber UnionsbÃ¼rgern darin erschÃ¶pfen, sie bei den BemÃ¼hungen um
Selbsthilfe zu unterstÃ¼tzen. AusschlÃ¼sse von existenzsichernden Leistungen
wÃ¼rden im Ã�brigen auch fÃ¼r andere Personengruppen (z.B. Auszubildende)
geregelt, ohne dass dies vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) beanstandet
worden sei. AnsprÃ¼che in unmittelbarer Anwendung des AsylbLG habe die
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KlÃ¤gerin nicht, weil sie nicht glaubhaft gemacht habe, zu den
Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG zu gehÃ¶ren. AbschlieÃ�end hat das SG
ausgefÃ¼hrt, dass ein Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt infolge der
InlÃ¤ndergleichstellung des EuropÃ¤ischen FÃ¼rsorgeabkommens (EFA) deshalb
nicht in Betracht komme, weil die tschechische Republik das Abkommen nicht
unterzeichnet habe und der persÃ¶nliche Anwendungsbereich deshalb nicht
erÃ¶ffnet sei. Noch bevor die KlÃ¤gerin gegen das Urteil Berufung eingelegt hat, hat
sie am 25. Juli 2018 beim SG erneut die Verpflichtung des Beklagten zur
GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts im Wege der
einstweiligen Anordnung beantragt (Az. S 20 SO 100/18 ER). In diesem Verfahren
hat die KlÃ¤gerin geltend gemacht, dass ihre Tochter seit Juni 2018 einer
BeschÃ¤ftigung mit einem monatlichen Bruttogehalt von 1.345,- EUR zuzÃ¼glich
einer Fahrtkostenpauschale von 44,- EUR nachgehe; hierzu hat sie den
Arbeitsvertrag vorgelegt. Von dem Gehalt zahle sie ihr monatlich 100,- EUR. Mit
dem Antrag ist sie wiederum erfolglos geblieben (Beschluss des SG Potsdam vom 5.
September 2018, Beschluss des Senats vom 26. November 2018 â�� L 15 SO
220/18 B ER / L 15 SO 221/18 B ER PKH). Das Sozialgericht hat wie im
vorangegangenen Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes einen
Anordnungsanspruch verneint, wÃ¤hrend der Senat den Neuantrag als unzulÃ¤ssig
angesehen hat, weil ihm bei unverÃ¤nderter Sach- und Rechtslage die Rechtskraft
der Entscheidungen in dem vorangegangenen Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes entgegenstehe. Mit der am 27. Juli 2018 gegen das am 26. Juli 2018
zugestellte Urteil erhobenen Berufung hat die KlÃ¤gerin ihr Anliegen weiterverfolgt
und ihre Auffassung wiederholt, dass sie auch nach der seit 29. Dezember 2016
geltenden Rechtslage einen Anspruch auf â�� regulÃ¤re â�� Leistungen nach dem
SGB XII habe. Jedenfalls stÃ¼nden ihr Ã�bergangsleistungen gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3
Satz 6 SGB XII n.F. zu oder â�� sofern auch diese Vorschrift nicht anzuwenden sei
â�� Hilfe in sonstigen Lebenslagen (Â§ 73 SGB XII). Es sei widersprÃ¼chlich, wenn
Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG, die vollziehbar ausreisepflichtig seien,
zeitlich unbefristet mindestens abgesenkte Leistungen erhielten, UnionsbÃ¼rger
dagegen keine. Dies sei mit dem primÃ¤rrechtlich verankerten
UnionsbÃ¼rgerstatus nicht vereinbar und deshalb auch keine verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige
BeschrÃ¤nkung der Leistungen im Sinne des Art. 24 Abs. 2 der Richtlinie
2004/38/EG des EuropÃ¤ischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004
Ã¼ber das Recht der UnionsbÃ¼rger und ihrer FamilienangehÃ¶rigen, sich im
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten
(FreizÃ¼gigkeitsRL). Ab. 1. Juli 2018 habe sie auÃ�erdem ein Aufenthaltsrecht als
FamilienangehÃ¶rige ihrer Tochter. Diese habe infolge ihrer BeschÃ¤ftigung ein
Aufenthaltsrecht als Arbeitnehmerin erworben und zahle ihr monatlich 100,- EUR.
AuÃ�erdem versorge ihre Tochter sie seit der Einreise nach Deutschland mit
Lebensmitteln und lasse sie an den Mahlzeiten der Familie teilnehmen, ohne dafÃ¼r
eine Erstattung zu verlangen. Werde berÃ¼cksichtigt, dass im Regelbedarf fÃ¼r
das Jahr 2019 147,83 EUR als Verbrauchsausgaben fÃ¼r Nahrungsmittel und
alkoholfreie GetrÃ¤nke enthalten seien, so reiche dies aus, um das
FreizÃ¼gigkeitsrecht zu begrÃ¼nden. Eine bedarfsdeckende Unterhaltsleistung sei
nicht erforderlich. Ein Verfahren zur Zuerkennung eines Aufenthaltsrechts nach
allgemeinen auslÃ¤nderrechtlichen Bestimmungen sei nicht anhÃ¤ngig. Am 16. Juli
2019 werde sie mit ihrer Tochter und deren Familie erneut umziehen. Wegen der
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BegrÃ¼ndung im Einzelnen wird auf die SchriftsÃ¤tze ihres BevollmÃ¤chtigten vom
27. Februar 2019 und 8. Juli 2019 Bezug genommen. Zur UnterstÃ¼tzung ihrer
Auffassung hat sie nochmals den Arbeitsvertrag ihrer Tochter vorgelegt, auÃ�erdem
den an ihre Tochter gerichteten Bewilligungsbescheid des Landkreises Havelland
â�� Jobcenter â�� vom 4. Oktober 2016 betreffend Leistungen nach dem SGB II in
der Zeit von Oktober 2016 bis einschlieÃ�lich MÃ¤rz 2017 sowie AuszÃ¼ge ihres
Girokontos aus der Zeit von Juli bis Februar 2019, aus denen sich Ã�berweisungen
ihrer Tochter in HÃ¶he von jeweils 100, EUR am 11. Juli, 2. August und 17.
September 2018 ergeben. Vorgelegt hat sie schlieÃ�lich eine schriftliche ErklÃ¤rung
ihrer Tochter vom 27. Juni 2019, in der diese unter anderem ausfÃ¼hrt, dass sie der
KlÃ¤gerin seit Juli 2018 monatlich zusÃ¤tzlich 100,- EUR zahle. Dieses Geld habe sie
zunÃ¤chst auf deren Konto Ã¼berwiesen. Da die KlÃ¤gerin mit der Bedienung des
Kontos aber Ã¼berfordert gewesen sei, habe sie ihr das Geld seither in bar
gegeben. Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 13.
Juni 2018 und den Bescheid des Beklagten vom 5. September 2017 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. Oktober 2017 aufzuheben und den Beklagten
zu verurteilen, ihr ab dem 1. September 2017 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts dem Grunde nach zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. Er hÃ¤lt die angefochtene
Entscheidung und seine Bescheide fÃ¼r zutreffend. Die Gerichtsakten des
vorliegenden Rechtsstreits, der Rechtsstreite SG Potsdam S 20 SO 94/17, S 20 SO
101/17 ER (LSG Berlin-Brandenburg L 23 SO 269/17 B ER / L 23 SO 40/18 B ER RG)
und S 20 SO 100/18 ER (LSG Berlin-Brandenburg L 15 SO 220/18 B ER / L 15 SO
221/18 B ER PKH) sowie die Verwaltungsakte des Beklagten waren Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung. Wegen Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den
Inhalt dieser AktenstÃ¼cke Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begrÃ¼ndet. Insoweit
waren das angefochtene Urteil und der Bescheid des Beklagten vom 5. September
2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. Oktober 2017 zu Ã¤ndern
und der Beklagte zu Leistungen zu verurteilen. Die KlÃ¤gerin macht mit der
statthaften kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 und 4
Sozialgerichtsgesetz [SGG]) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
geltend. Die Klage kann statthaft auf Erlass eines Grundurteils gerichtet werden
(BSG, Urteil vom 30. Juni 2016 â�� B 8 SO 3/15 R â��, SozR 4-3500 Â§ 82 Nr. 11; zu
den Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass eines Grundurteils ausfÃ¼hrlich auch BSG,
Urteil vom 10. Dezember 2008 â�� B 6 KA 45/07 R â��, SozR 4-2500 Â§ 106a Nr. 5).
Verfahrensrechtliche GrÃ¼nde stehen einer Entscheidung Ã¼ber den Bescheid des
Beklagten vom 5. September 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
20. Oktober 2017 nicht entgegen. Im Besonderen kann offen bleiben, ob dieser
Bescheid zunÃ¤chst gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG kraft Gesetzes Gegenstand des
Rechtsstreits SG Potsdam S 20 SO 94/17 geworden war (s. fÃ¼r den Bereich der
gesetzlichen Rentenversicherung bezÃ¼glich Verwaltungsakte, die im Rentenstreit
auf einen Neuantrag wÃ¤hrend des laufenden gerichtlichen Verfahrens ergehen
BSG, BeschlÃ¼sse vom 12. MÃ¤rz 2019 â�� B 13 R 329/17 B â�� und vom 17.
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August 2017 â�� B 5 R 248/16 B -) oder ob sich durch den Neuantrag vom 1. August
2017 mit Wirkung zum 1. September 2017 und dessen Bescheidung der zu dem
Leistungsantrag vom 8. MÃ¤rz 2017 ergangene Ablehnungsbescheid vom 15. MÃ¤rz
2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. Juli 2017 erledigt hatte
(Â§ 39 Abs. 2 Sozialgesetzbuch/Zehntes Buch, in diesem Sinn BSG, Urteil vom 11.
Dezember 2007 â�� B 8/9b SO 12/06 R â��, SozR 4-3500 Â§ 21 Nr. 1). Im zweiten
Fall stÃ¼nde nicht infrage, dass die zum Az. S 20 SO 129/17 anhÃ¤ngig gewordene
Klage einen anderen Streitgegenstand als das Klageverfahren S 20 SO 94/17 betraf.
Im ersten Fall wÃ¤re dagegen zwar die vom Sozialgericht im MÃ¤rz 2018
ausgesprochene Verbindung ins Leere gegangen, wÃ¤hrend die gegen den
Bescheid vom 5. September 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
20. Oktober 2017 gesondert erhobene Klage unzulÃ¤ssig gewesen wÃ¤re. Die in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 13. Juni 2018 erfolgte erneute Trennung der
Rechtsstreite hÃ¤tte aber nicht dazu gefÃ¼hrt, dass wieder eine unzulÃ¤ssige â��
und auch nach Erledigung des Rechtsstreits S 20 SO 94/17 unzulÃ¤ssig gebliebene
(BSG, Urteil vom 9. Dezember 2016 â�� B 8 SO 1/15 R -) â�� Klage gesondert
anhÃ¤ngig geworden wÃ¤re. Dem Trennungsbeschluss ist zu entnehmen, dass eine
Teilung der StreitgegenstÃ¤nde nach ZeitrÃ¤umen â�� fÃ¼r die Zeit vor bzw. ab
dem 1. September 2017 â��erfolgen sollte. Damit war deutlich, dass in dem erneut
eigenstÃ¤ndigen Verfahren S 20 SO 94/17 betreffend die Bescheide vom 15. MÃ¤rz
2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. Juli 2017 nicht
"unerkannt" auch der Bescheid vom 5. September 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. Oktober 2017 Streitgegenstand geblieben war,
sondern dass dieser Bescheid und der von ihm erfasste Regelungszeitraum den
ausschlieÃ�lichen Gegenstand des neu abgetrennten Verfahrens bilden sollte. Die
Berufung ist unbegrÃ¼ndet, soweit die KlÃ¤gerin mit ihr regulÃ¤re Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB XII geltend macht. Sie erfÃ¼llt im
streitigen Zeitraum jedoch dem Grunde nach die Voraussetzungen fÃ¼r die
Leistungen der Grundsicherung, die angesichts ihres Lebensalters kraft Gesetzes
vorrangig gegenÃ¼ber den Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel
des SGB XII sind (Â§ 19 Abs. 2 Satz 2 SGB XII). Sie hat die Altersgrenze von 65
Jahren erreicht (Â§ 41 Abs. 2 Satz 1 SGB XII) und kann ihren Lebensunterhalt nicht
durch einzusetzendes Einkommen oder VermÃ¶gen decken (Â§Â§ 19 Abs. 2 Satz 1,
41 Abs. 1 zweiter Halbsatz i.V. mit Â§ 43 SGB XII). DafÃ¼r, dass sie Ã¼ber
VermÃ¶gen verfÃ¼gen wÃ¼rde, ist nichts ersichtlich. Ihr Vortrag, dass ihr Haus in
Syrien kriegszerstÃ¶rt wurde und vorhandene Ersparnisse aufgebraucht worden
sind, um die Flucht vor den Kriegshandlungen nach Ã�gypten, in die TÃ¼rkei und
spÃ¤ter nach Deutschland zu finanzieren, ist angesichts der durch die
Medienberichterstattung allgemein bekannten Tatsachen Ã¼ber Kriegsereignisse in
Syrien und Fluchtbewegungen der syrischen ZivilbevÃ¶lkerung glaubhaft. Die von
der KlÃ¤gerin vorgetragenen Geldzuwendungen (2 x 200, EUR im November und
Dezember 2017 durch die in Schweden lebende Tochter, monatlich 100,- EUR ab Juli
2018 durch die Tochter, in deren Wohnung sie wohnt) decken bereits nicht den
Bedarf des Regelsatzes (Â§ 42 Nr. 1 i.V. mit der Anlage zu Â§ 28 SGB XII), welcher
sich bei der KlÃ¤gerin, auf die die Regelbedarfsstufe 1 anzuwenden ist, im Jahr 2017
auf monatlich 409,- EUR, im Jahr 2018 auf monatlich 416,- EUR und seit 1. Januar
2019 auf monatlich 424,- EUR belief bzw. belÃ¤uft. Die von der KlÃ¤gerin
angegebenen "Naturalleistungen" ihrer Tochter in Gestalt der Teilnahme an den
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Mahlzeiten der Familie und der Versorgung mit Lebensmitteln und GetrÃ¤nken sind
sowohl im Sinne zu berÃ¼cksichtigenden Einkommens (Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 i.V. mit 
Â§ 82 SGB XII) als auch im Sinne eines anderweitig gedeckten Bedarfs (Â§ 42 Nr. 1
i.V. mit Â§ 27a Satz 1 Nr. 1 i.V. mit SÃ¤tze 2 und 3 SGB XII) rechtlich unbeachtlich.
Sie sind zweckidentisch mit den Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung. Angesichts der Wohnsituation der KlÃ¤gerin ist zudem davon
auszugehen, dass sie und die Familie ihrer Tochter "aus einem Topf" wirtschaften.
Der Grund fÃ¼r die GewÃ¤hrung der "Naturalleistungen" ist deshalb vorrangig darin
zu suchen, dass der KlÃ¤gerin keine ausreichenden finanziellen Mittel zur
VerfÃ¼gung stehen, um ihre Bedarfe selbst zu decken bzw. einen finanziellen
Beitrag an den Kosten fÃ¼r die Beschaffung von Lebensmitteln zu leisten. Selbst
wenn sie in ErfÃ¼llung einer tatsÃ¤chlich bestehenden Unterhaltspflicht der Tochter
der KlÃ¤gerin erbracht wÃ¼rden, wÃ¼rden sie im Ã�brigen gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 5
SGB XII auÃ�er Betracht bleiben (s. zum Ganzen auch BSG, Urteil vom 8. Februar
2007 â�� B 9b SO 5/06 R â��, SozR 4-3500 Â§ 41 Nr. 1). Die KlÃ¤gerin hat
schlieÃ�lich auch ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Inland (Â§ 41 Abs. 1 SGB XII).
GemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs. 3 Satz 2 Sozialgesetzbuch/Erstes Buch (SGB I) besteht er dort,
wo sich der Betroffene unter UmstÃ¤nden aufhÃ¤lt, die erkennen lassen, dass er an
diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorÃ¼bergehend verweilt. Diese
Definition gilt fÃ¼r alle Sozialleistungsbereiche des Sozialgesetzbuchs, soweit sich
nicht aus seinen besonderen Teilen etwas anderes ergibt (Â§ 37 SGB I; s. zum
Ganzen etwa BSG, Urteil vom 30. Januar 2013 â�� B 4 AS 54/12 R -, SozR 4-4200 Â§
7 Nr. 34, Rn 18, 19 und daran anschlieÃ�end Urteil vom 28. Oktober 2014 â�� B 14
AS 65/13 R â��, SozR 4-4200 Â§ 7 Nr. 39). Im Bereich der Grundsicherung nach dem
Vierten Kapitel des SGB XII ist vor diesem Hintergrund zu berÃ¼cksichtigen, dass
das Abstellen auf den gewÃ¶hnlichen Aufenthalt lediglich der Missbrauchsabwehr
dienen soll. Es soll ausgeschlossen werden, dass ein (melderechtlicher) Wohnsitz
zur Erlangung der Leistung formal begrÃ¼ndet, aber nicht genutzt wird, und auf
diese Weise ein nicht gewollter "Leistungsexport" stattfindet (s. Wahrendorf in
Grube/Wahrendorf, SGB XII, 6. Aufl. 2019 Â§ 41 Rn 10 mit Bezug auf Lehr- und
Praxiskommentar [LPK] SGB XII, 11. Aufl. 2018, Â§ 41 Rn 10). Entscheidend ist
danach allein, ob der Ã¶rtliche Schwerpunkt der LebensverhÃ¤ltnisse faktisch und
auf nicht absehbare Dauer im Inland liegt. Dies ist bei der KlÃ¤gerin der Fall. Sie hat
ihre Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland und will das Land ersichtlich nicht
verlassen. Ob eine durchsetzbare Ausreisepflicht diesen Wunsch unbeachtlich sein
lassen kann, kann offen bleiben, weil die KlÃ¤gerin als UnionsbÃ¼rgerin derzeit
keiner Ausreisepflicht unterliegt. Ihr kommt die Vermutung zugute, dass sie ein
europarechtliches FreizÃ¼gigkeitsrecht besitzt. Diese Vermutung greift (erst dann)
nicht mehr, wenn gegen die Betroffene eine bestandskrÃ¤ftige und weiterhin
wirksame AusweisungsverfÃ¼gung ergangen ist, die mit einem Einreise- und
Aufenthaltsverbot verknÃ¼pft ist (s. Bundesverwaltungsgericht [BVerwG], Urteil
vom 14. Dezember 2016 â�� 1 C 13.16 -, Rn 20, zuvor etwa Urteile vom 16. Juli
2015 â�� 1 C 22/14 -, Rn 12, Buchholz 402.261 Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU Nr. 4 und vom
11. Januar 2011 â�� 1 C 23/09 -, Rn 12, BVerwGE 138, 353 [358]). RegelmÃ¤Ã�ig
muss die zustÃ¤ndige BehÃ¶rde dafÃ¼r auch den Verlust des
FreizÃ¼gigkeitsrechts ausgesprochen haben (Â§Â§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 Satz 1
FreizÃ¼gigG/EU; s. BSG, Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R -, SozR
4-4200 Â§ 7 Nr. 43 Rn 35, aber auch BVerwG a.a.O. 1 C 13.16). Der Umstand, dass
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die KlÃ¤gerin die deutsche StaatsangehÃ¶rigkeit nicht besitzt, steht einem
Anspruch auf Grundsicherung fÃ¼r sich genommen nicht entgegen. GemÃ¤Ã� Â§
23 Abs. 1 Satz 2 SGB XII bleiben die Vorschriften des diese Leistung regelnden
Vierten Kapitels des SGB XII von der Leistungen an AuslÃ¤nderinnen und
AuslÃ¤nder begrenzenden Vorschrift des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB XII unberÃ¼hrt.
Die KlÃ¤gerin ist des Weiteren von Leistungen der Grundsicherung nicht infolge
Vorrangigkeit der Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen (Â§ 21 Satz 1 SGB XII
). Sie hat die â�� mit der nach Â§ 41 Abs. 2 Satz 1 SGB XII identische â��
Altersgrenze des Â§ 7a Satz 1 SGB II Ã¼berschritten und erfÃ¼llt jedenfalls von
daher nicht die Voraussetzungen einer erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten im
Sinne des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II. Sie gehÃ¶rt auch nicht zu den gemÃ¤Ã� 
Â§ 7 Abs. 3 SGB II in Betracht kommenden Mitgliedern einer Bedarfsgemeinschaft.
Leistungen nach dem Vierten Kapitel des SGB XII wÃ¤ren unabhÃ¤ngig davon
vorrangig gegenÃ¼ber denen des SGB II (Â§ 5 Abs. 2 Satz 2 SGB II). SchlieÃ�lich
gehÃ¶rt sie nach derzeitigem Stand auch nicht zu den Leistungsberechtigten im
Sinne des Â§ 1 AsylbLG (Ausschlussgrund gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 2 SGB XII n.F.). Der
Ausschluss von den Leistungen der Grundsicherung ergibt sich jedoch aus Â§ 23
Abs. 3 Satz 1 SGB XII n.F. Von daher wird nur ergÃ¤nzend darauf hingewiesen, dass
Leistungsberechtigte der Grundsicherung (wie auch die von Hilfen zum
Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII) Anspruch auf
Krankenbehandlung gegen eine gesetzliche Krankenkasse gemÃ¤Ã� Â§ 264 Abs. 2
Sozialgesetzbuch/FÃ¼nftes Buch haben. Daneben kommen Hilfen bei Krankheit
nach dem SGB XII nicht in Betracht (s. BSG, Urteil vom 27. Mai 2014 â�� B 8 SO
26/12 R â��, SozR 4-2500 Â§ 264 Nr. 5). Soweit die KlÃ¤gerin mit der Berufung der
Sache nach auch auf Hilfen im Krankheitsfall abzielt, hÃ¤tte sie deshalb mit diesem
Anliegen ohne Erfolg bleiben mÃ¼ssen, wenn sie mit dem auf GewÃ¤hrung von
Leistungen der Grundsicherung oder von Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem
Dritten Kapitel erfolgreich gewesen wÃ¤re. GemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII
n.F. erhalten AuslÃ¤nder und ihre FamilienangehÃ¶rigen keine Leistungen nach
Absatz 1 oder nach dem Vierten Kapitel, wenn 1. sie weder in der Bundesrepublik
Deutschland Arbeitnehmer oder SelbstÃ¤ndige noch auf Grund des Â§ 2 Absatz 3
des FreizÃ¼gigkeitsgesetzes/EU freizÃ¼gigkeitsberechtigt sind, fÃ¼r die ersten drei
Monate ihres Aufenthalts, 2. sie kein Aufenthaltsrecht haben oder sich ihr
Aufenthaltsrecht allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt, 3. sie ihr
Aufenthaltsrecht allein oder neben einem Aufenthaltsrecht nach Nummer 2 aus
Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des EuropÃ¤ischen Parlaments und
des Rates vom 5. April 2011 Ã¼ber die FreizÃ¼gigkeit der Arbeitnehmer innerhalb
der Union (ABl. L 141 vom 27.5.2011, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2016/589
(ABl. L 107 vom 22.4.2016, S. 1) geÃ¤ndert worden ist, ableiten oder 4. sie
eingereist sind, um Sozialhilfe zu erlangen. Satz 1 Nummer 1 und 4 gelten gemÃ¤Ã�
Â§ 23 Abs. 3 Satz 2 SGB XII nicht fÃ¼r AuslÃ¤nderinnen und AuslÃ¤nder, die sich
mit einem Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 AufenthG (Aufenthaltsrechte
aus vÃ¶lkerrechtlichen, humanitÃ¤ren oder politischen GrÃ¼nden, Â§Â§ 22 â�� 26
AufenthG) in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Der KlÃ¤gerin ist kein
Aufenthaltsrecht auf der Grundlage des AufenthG zuerkannt, welches auf sie als
UnionsbÃ¼rgerin gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 1 Satz 11 FreizÃ¼gG/EU ergÃ¤nzend
Anwendung findet, und damit auch keiner der in Â§ 23 Abs. 1 Satz 2 SGB XII n.F.
genannten Aufenthaltstitel. Der Senat hatte insoweit nicht zu prÃ¼fen, ob der
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KlÃ¤gerin ein Aufenthaltsrecht zustehen kÃ¶nnte. Die ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r eine
Entscheidung Ã¼ber die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach dem AufenthG liegt
allein bei den AuslÃ¤nderbehÃ¶rden (Â§ 71 AufenthG). Die KlÃ¤gerin besitzt auch
keine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach dem FreizÃ¼gG/EU. Sie erfÃ¼llt deshalb
den Ausschlussgrund nach Â§ 23 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII n.F. MaÃ�geblich ist insoweit
das Bestehen eines materiellen Rechts, die oben dargestellte Vermutung reicht
nicht aus (s. BT-Dr. 10/10211, 15 zu Art. 2 Nr. 1). Die PrÃ¼fung der materiellen
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung konnte der Senat selbst vornehmen. Das
FreizÃ¼gG/EU sieht hierfÃ¼r keine konstitutiven oder feststellenden, von der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde zu erlassenden Verwaltungsakte vor (s. zur deklaratorischen
Wirkung der ersatzlos entfallenen FreizÃ¼gigkeitsbescheinigung gemÃ¤Ã� Â§ 5
FreizÃ¼gG/EU in der bis 28. Januar 2013 geltenden Fassung BSG a.a.O. SozR
4-4200 Â§ 7 Nr. 43 Rn 33f.). Die KlÃ¤gerin war und ist in der Bundesrepublik
Deutschland nicht erwerbstÃ¤tig. Ein FreizÃ¼gigkeitsrecht kann sie deshalb nur aus
eigenem Recht als nicht erwerbstÃ¤tige Person oder als FamilienangehÃ¶rige einer
freizÃ¼gigkeitsberechtigten Person besitzen. Beides ist nicht der Fall. GemÃ¤Ã� Â§
4 Satz 1 FreizÃ¼gG/EU haben nicht erwerbstÃ¤tige UnionsbÃ¼rger das Recht nach
Â§ 2 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU (Einreise und Aufenthalt), wenn sie Ã¼ber ausreichenden
Krankenversicherungsschutz und ausreichende Existenzmittel verfÃ¼gen. Die
KlÃ¤gerin macht entsprechende Leistungen in diesem Rechtsstreit geltend. Schon
daraus folgt, dass sie die Voraussetzungen fÃ¼r das FreizÃ¼gigkeitsrecht nicht
erfÃ¼llt. GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6 FreizÃ¼gG/EU sind freizÃ¼gigkeitsberechtigt
FamilienangehÃ¶rige freizÃ¼gigkeitsberechtigter Personen unter den
Voraussetzungen der Â§Â§ 3 und 4 FreizÃ¼gG/EU. Die KlÃ¤gerin kommt als
FamilienangehÃ¶rige ihrer 1975 geborenen Tochter in Betracht, mit der sie
eingereist ist. Nach Â§ 3 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU haben FamilienangehÃ¶rige der in Â§
2 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 genannten UnionsbÃ¼rger das Recht nach Â§ 2 Abs. 1, wenn sie
den UnionsbÃ¼rger begleiten oder ihm nachziehen. FÃ¼r FamilienangehÃ¶rige der
in Â§ 2 Abs. 2 Nr. 5 genannten UnionsbÃ¼rger gilt dies nach MaÃ�gabe des Â§ 4.
FamilienangehÃ¶rige sind gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 2 FreizÃ¼gG/EU (1) der Ehegatte, der
Lebenspartner und die Verwandten in gerader absteigender Linie der in Â§ 2 Abs. 2
Nr. 1 bis 5 und 7 FreizÃ¼gG/EU genannten Personen oder ihrer Ehegatten oder
Lebenspartner, die noch nicht 21 Jahre alt sind, und (2.) die Verwandten in gerader
aufsteigender und in gerader absteigender Linie der in Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und 7
FreizÃ¼gG/EU genannten Personen oder ihrer Ehegatten oder Lebenspartner,
denen diese Personen oder ihre Ehegatten oder Lebenspartner Unterhalt
gewÃ¤hren. Es kann dahinstehen, woraus die Tochter der KlÃ¤gerin ihrerseits im
streitigen Zeitraum jeweils ein FreizÃ¼gigkeitsrecht ableiten konnte. Zwar ist das
FreizÃ¼gigkeitsrecht gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6 FreizÃ¼gG/EU neben den
Voraussetzungen des Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 FreizÃ¼gG/EU nicht noch
zusÃ¤tzlich davon abhÃ¤ngig, ob die Anforderungen des Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU
erfÃ¼llt sind. Dies betrifft gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 Satz 2 FreizÃ¼gG/EU nur Personen,
die ihr FreizÃ¼gigkeitsrecht von einer nicht erwerbstÃ¤tigen Person im Sinne des Â§
2 Abs. 2 Nr. 5 FreizÃ¼gG/EU ableiten wollen: Sie kÃ¶nnen es zu keinen geringeren
Bedingungen erhalten als die Person, von der sie das Recht ableiten. Eine darÃ¼ber
hinausgehende rechtliche Wirkung hat die Verweisung in Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6
FreizÃ¼gG/EU nicht (s. BVerwG, Urteil vom 16. Juli 2015 â�� 1 C 22/14 â��,
Buchholz 402.261 Â§ 4a FreizÃ¼gG/EU Nr. 4, Rn 25). Die KlÃ¤gerin ist jedoch
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unabhÃ¤ngig davon, aus welchen GrÃ¼nden sie als ihre Tochter "begleitende"
FamilienangehÃ¶rige anzusehen ist (s. zu diesem Merkmal BVerwG a.a.O. Rn 23)
keine freizÃ¼gigkeitsberechtigte FamilienangehÃ¶rige im Sinne des allein fÃ¼r sie
in Betracht kommenden Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 i.V. mit Abs. 2 Nr. 2 FreizÃ¼gG/EU. Â§ 3
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 FreizÃ¼gG/EU nimmt die Definition der FamilienangehÃ¶rigen
des Art. 2 Nr. 2 Buchst. c) FreizÃ¼gigkeitsRL auf. Verwandten in gerader
absteigender Linie â�� wie die Eltern im VerhÃ¤ltnis zu ihren Kindern â�� wird im
Sinne dieser Bestimmung "Unterhalt gewÃ¤hrt", wenn bereits in dem Zeitpunkt, in
dem die Verwandte ihr Herkunftsland verlÃ¤sst oder den Nachzug beantragt, ein
AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zu der freizÃ¼gigkeitsberechtigten Person besteht.
Diese AbhÃ¤ngigkeit muss sich aus einer tatsÃ¤chlichen Situation ergeben, die
dadurch gekennzeichnet ist, dass der materielle â�� erforderliche â�� Unterhalt des
Verwandten durch den UnionsbÃ¼rger, der von der FreizÃ¼gigkeit Gebrauch
gemacht hat, oder durch dessen Ehegatten mittels Geldleistungen sichergestellt
wird. Der Unterhaltsbedarf muss im Herkunfts- oder Heimatland des Verwandten
bestehen. Um zu ermitteln, ob eine solche AbhÃ¤ngigkeit vorliegt, muss der
Aufnahmemitgliedstaat prÃ¼fen, ob der Verwandte in Anbetracht seiner
wirtschaftlichen und sozialen Lage nicht selbst fÃ¼r die Deckung seiner
GrundbedÃ¼rfnisse aufkommt, wobei die GrÃ¼nde fÃ¼r die AbhÃ¤ngigkeit
unbeachtlich sind (s. EuGH, Urteil vom 16. Januar 2014, C-423/12, Rn 19ff, unter
Bezug auf das Urteil vom 9. Januar 2007, C-1/05 â�� Jia â��, Rn 35ff; daran
anschlieÃ�end Nr. 3.2.2.1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des
Bundesministeriums des Innern zum FreizÃ¼gG/EU vom 3. Februar 2016). DafÃ¼r,
dass die KlÃ¤gerin vor ihrer Einreise nach Deutschland in diesem Sinn in einem
AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zu ihrer Tochter stand, ergibt sich unabhÃ¤ngig davon
nichts, ob als Herkunfts- oder Heimatland auf Syrien als langjÃ¤hrigen
Aufenthaltsstaat (dessen StaatsangehÃ¶rigkeit die KlÃ¤gerin auch besitzt), oder,
nachdem sie dieses Land ohne Absicht einer baldigen RÃ¼ckkehr verlassen hatte,
einen der weiteren Aufenthaltsstaaten vor der Einreise nach Deutschland (Ã�gypten
oder die TÃ¼rkei) abgestellt wird. Nach dem eigenen Vortrag der KlÃ¤gerin war sie
in Syrien Besitzerin eines Hauses und einer Schneiderei und es waren (jedenfalls
auch) ihre Ersparnisse, welche sie auf dem Fluchtweg fÃ¼r sich, ihre Tochter und
ihren Enkel eingesetzt hat. Der Umstand, dass diese Ersparnisse aufgebraucht
waren und es keine Perspektive fÃ¼r einen Verbleib in der TÃ¼rkei (etwa durch
Aufnahme einer ErwerbstÃ¤tigkeit ihrer Tochter) mehr gab, gaben den Anlass zur
Einreise nach Deutschland. DafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin von ihrer Tochter bis zur
Einreise nach Deutschland Unterhalt in dem beschriebenen Sinn erhalten hat, ergibt
sich somit kein Anhaltspunkt. Ob die KlÃ¤gerin den Status einer
freizÃ¼gigkeitsberechtigten FamilienangehÃ¶rigen Ã¼ber Â§ 3 Abs. 2 Nr. 2
FreizÃ¼gG/EU auch noch erlangen kann, obwohl sie sich bereits im Aufenthaltsland
der freizÃ¼gigkeitsberechtigten Person befindet, von der sie das
FreizÃ¼gigkeitsrecht ableiten will, kann dahingestellt bleiben. MaÃ�stab fÃ¼r die
materielle Absicherung wÃ¤re in diesem Fall jedenfalls das Lebenshaltungsniveau
der Bundesrepublik Deutschland, wie es durch die existenzsichernden
bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngigen Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB XII
gewÃ¤hrleistet wird. Dieses mÃ¼sste durch die Zuwendungen der
freizÃ¼gigkeitsberechtigten Person im Wesentlichen gedeckt sein. WÃ¼rden
bereits Unterhaltsleistungen ausreichen, welche die â�� mit den Bedarfen der
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existenzsichernden Leistungen gleichzusetzenden â�� GrundbedÃ¼rfnisse des
Verwandten nur zu einem Teil deckten, wÃ¼rde ein FreizÃ¼gigkeitstatbestand
geschaffen, der europarechtlich keine Grundlage hÃ¤tte und auch vom deutschen
Gesetzgeber nicht beabsichtigt war (s. BT-Drucks. 15/420, 103 zu Â§ 3). Selbst
wenn zugunsten der KlÃ¤gerin davon ausgegangen wird, dass sie von ihrer Tochter
seit Juli 2018 tatsÃ¤chlich regelmÃ¤Ã�ig monatlich 100,- EUR in Geld erhÃ¤lt und
daneben von ihr mit Mahlzeiten und anderweitig mit Lebensmitteln versorgt wird,
ohne dafÃ¼r einen Ausgleich zu erwarten, reichte dies nicht aus, um in dem
dargestellten Sinn ein AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis zu ihrer Tochter zu begrÃ¼nden.
Wie bereits dargestellt, wÃ¼rde auf diese Weise nicht einmal der Regelbedarf
vollstÃ¤ndig gedeckt werden (sondern nur zu ca 60 %, ausgehend davon, dass als
Geldwert fÃ¼r Speisen und sonstige Lebensmittel die regelbedarfsrelevanten
Verbrauchsausgaben der Abteilungen 1 und 2 fÃ¼r Einpersonenhaushalte gemÃ¤Ã�
Â§ 5 Abs. 1 Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz [RBEG] mit jÃ¤hrlichen
Fortschreibungen gemÃ¤Ã� Â§ 7 RBEG berÃ¼cksichtigt werden). Ein
selbststÃ¤ndiges Wirtschaften, im Besonderen auch eine Absicherung gegen
Krankheit unabhÃ¤ngig von staatlichen Transferleistungen, wird der KlÃ¤gerin
durch die Zahlungen und Naturalzuwendungen in keinem Bereich der
LebensfÃ¼hrung mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt dagegen nicht den
Ausschlusstatbestand gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB XII. Voraussetzung
dafÃ¼r wÃ¤re, dass der Zweck, Sozialhilfe zu erlangen, den Einreiseentschluss
geprÃ¤gt hat (s. BSG, Urteil vom 18. November 2014 â�� B 8 SO 9/13 R â��, SozR
4-3500 Â§ 25 Nr. 5). DafÃ¼r ist zur Ã�berzeugung des Senats nichts ersichtlich.
Nach den AusfÃ¼hrungen, welche die KlÃ¤gerin durchgÃ¤ngig gemacht hat, hat sie
ihr langjÃ¤hriges Wohnsitzland Syrien zusammen mit ihrer 1975 geborenen Tochter
und ihrem Enkel verlassen, weil sie sich vor den Kriegshandlungen in Sicherheit
bringen wollte. Die Einreise erfolgte dann zwar â�� nach Zwischenaufenthalten in
Ã�gypten und der TÃ¼rkei â�� bewusst nach Deutschland und nicht in ihr
Geburtsland, die tschechische Republik, deren StaatsangehÃ¶rigkeit die KlÃ¤gerin
noch besaÃ�. Die KlÃ¤gerin hat aber glaubhaft dargelegt, dass sie Ã¼ber mehrere
Jahrzehnte selbst ihren Lebensmittelpunkt in Syrien hatte, dass ihre Tochter und ihr
Enkel keinen Bezug zur tschechischen Republik hatten, obwohl sie ebenfalls deren
StaatsangehÃ¶rigkeit besitzen, und dass sie von ihrer Schwester als ihrer allein in
Tschechien verbliebenen AngehÃ¶rigen keine UnterstÃ¼tzung erwarten konnte.
Glaubhaft dargelegt hat sie auch, dass die Ausreise in ein Land, in dem sich eines
ihrer anderen Kinder aufhielt, keine bessere Alternative darstellte. Weder ihr Sohn
noch die nach Schweden ausgereiste Tochter verfÃ¼gten Ã¼ber Mittel, die
KlÃ¤gerin materiell zu unterstÃ¼tzen. Die nach Schweden eingereiste Tochter, die
sich nach den Angaben der KlÃ¤gerin auf nicht rechtmÃ¤Ã�ige Weise dort
hinbegeben hat und nicht die StaatsangehÃ¶rigkeit des Unionslandes tschechische
Republik besitzt, konnte auÃ�erdem in ihrem Aufnahmeland nicht ohne Weiteres
einen gesicherten Aufenthaltsstatus erwarten. Wenn die KlÃ¤gerin, die sich bei der
Einreise nach Deutschland bereits in einem Alter befand, in dem nach
europÃ¤ischen MaÃ�stÃ¤ben das Erwerbsleben beendet ist, angesichts dessen in
Begleitung ihrer Tochter verblieben ist, und wenn weiter berÃ¼cksichtigt wird, dass
diese Tochter ihrerseits aufgrund ihrer UnionsbÃ¼rgerschaft und ihres Alters
erwarten konnte, in Deutschland Ã¼ber kurz oder lang Arbeit zu finden, so lÃ¤sst
dies den etwaig auch vorhandenen Zweck einer Einreise nach Deutschland zur
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besseren sozialen Absicherung â�� in Gestalt der Sozialhilfe â�� in den Hintergrund
treten. Der Ausschlusstatbestand gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII war
durch das Gericht anzuwenden. Die Rechtsprechung ist an Gesetz und Recht
gebunden (Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz [GG]). Sie hat deshalb die geltenden Gesetze
anzuwenden. Erlaubt ist den Gerichten lediglich eine Auslegung im Rahmen
anerkannter rechtswissenschaftlicher Auslegungsmethoden â��
sprachlich/grammatikalisch (Wortlaut der Norm), systematisch
(Bedeutungszusammenhang der Norm), historisch (Entstehungsgeschichte der
Norm) und teleologisch (Gesamtzweck der Norm, "ratio legis"). Nur in diesem
Rahmen ist auch eine sogenannte verfassungskonforme Auslegung zulÃ¤ssig, ohne
das Verwerfungsmonopol des BVerfG zu berÃ¼hren (s. etwa BVerfG, Beschluss vom
16. Dezember 2014 â�� 1 BvR 2142/11 â��, BVerfGE 138, 64, 93 [Rn 86] und 95
[Rn 93]). Mit Blick auf den Wortlaut und die Entstehungsgeschichte sowie unter
BerÃ¼cksichtigung der oben genannten Rechtsprechung kommt aus Sicht des
Senats eine andere als die dargestellte Auslegung des Ausschlusstatbestandes nicht
in Betracht. FÃ¼r eine Vorlage an den EuGH im Wege des
Vorabentscheidungsverfahrens gemÃ¤Ã� Art. 267 Satz 1 Buchst. a) des Vertrags
Ã¼ber die Arbeitsweise der EuropÃ¤ischen Union sah der Senat angesichts der
vorliegenden Rechtsprechung des EuGH zur Auslegung des Art. 24 Abs. 2
FreizÃ¼gigkeitsRL, welcher unionsrechtlich einer EinschrÃ¤nkung des
Gleichbehandlungsanspruchs von UnionsbÃ¼rgern mit StaatsangehÃ¶rigen des
Aufenthaltsstaats entgegenstehen kÃ¶nnte, keinen Anlass (s. im Besonderen EuGH,
Urteil vom 11. November 2014, C-333/13 â�� Dano â��, Rn 67ff, 85ff).
DurchzufÃ¼hren war auch nicht das in Art. 100 Abs. 1 Grundgesetz (GG)
vorgesehene Verfahren einer Vorlage an das BVerfG zur Entscheidung Ã¼ber die
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit eines entscheidungserheblichen Gesetzes. Die
erforderliche Ã�berzeugung einer Unvereinbarkeit des Â§ 23 Abs. 3 Nr. 2 SGB XII
mit Normen des GG konnte sich der Senat nicht bilden. Die gesetzliche Regelung
unterliegt aus seiner Sicht jedoch verfassungsrechtlichen Bedenken. Indem sie
typisierend die unwiderlegliche MÃ¶glichkeit der Selbsthilfe durch die MÃ¶glichkeit
der RÃ¼ckkehr in das Heimatland aufstellt, schlieÃ�t sie Personen von den
regulÃ¤ren Leistungen der Sozialhilfe gÃ¤nzlich aus, die sich auf dem Territorium
der Bundesrepublik Deutschland tatsÃ¤chlich und ohne den Willen, es freiwillig zu
verlassen, aufhalten und gegen die die â�� an sich hierfÃ¼r zustÃ¤ndige â��
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde keine aufenthaltsbeendenden MaÃ�nahmen eingeleitet hat.
Sie konkretisiert damit den Nachrang der Sozialhilfe fÃ¼r die von ihr erfassten
FÃ¤lle (s. dazu, dass sich aus der allgemeinen Bestimmung Ã¼ber den Nachrang
â�� Â§ 2 Abs. 1 SGB XII â�� im Regelfall kein Leistungsausschluss herleiten lÃ¤sst
zusammenfassend BSG, Urteil vom 20. Januar 2016 â�� B 14 AS 15/15 R â��, in
"juris" Rn 32 m.w.Nachw.) in einer Weise, welche das Grundrecht auf
GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1
GG i.V.mit Art. 20 Abs. 1 GG berÃ¼hrt. Dieses wird im Besonderen durch die
Leistungen zur Sicherung des laufenden Lebensunterhalts nach dem SGB II und XII
einfachgesetzlich umgesetzt und stellt ein Menschenrecht dar. Die MÃ¶glichkeit
einer Heimkehr in das Herkunftsland ist hierbei "im Hinblick auf die Ausgestaltung
des genannten Grundrechts als Menschenrecht schon verfassungsrechtlich
jedenfalls solange unbeachtlich, wie der tatsÃ¤chliche Aufenthalt in Deutschland
von den zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden faktisch geduldet wird" (BSG a.a.O. Rn 31f. mit
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Hinweis auf BVerfG, Urteil vom 18. Juli 2012 â�� 1 BvR 10/10 u.a. -,BVerfGE 132,
134 [Rn 63 und 92ff]). Die dargestellten Bedenken verdichten sich deshalb nicht zur
Ã�berzeugung der Verfassungswidrigkeit, weil die KlÃ¤gerin Anspruch auf
Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 SÃ¤tze 3, 5 und 6 SGB XII n.F.
in verfassungskonformer Auslegung hat. GemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 3 SGB XII n.F.
werden hilfebedÃ¼rftigen AuslÃ¤ndern, die Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII n.F.
unterfallen, bis zur Ausreise, lÃ¤ngstens jedoch fÃ¼r einen Zeitraum von einem
Monat, einmalig innerhalb von zwei Jahren nur eingeschrÃ¤nkte Hilfen gewÃ¤hrt,
um den Zeitraum bis zur Ausreise zu Ã¼berbrÃ¼cken
(Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen); die Zweijahresfrist beginnt mit dem Erhalt der
Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen nach Satz 3. GemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 5 SGB XII
umfassen die Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen (1.) Leistungen zur Deckung der Bedarfe
fÃ¼r ErnÃ¤hrung sowie KÃ¶rper- und Gesundheitspflege, (2.) Leistungen zur
Deckung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in angemessener HÃ¶he,
einschlieÃ�lich der Bedarfe nach Â§ 35 Absatz 4 und Â§ 30 Absatz 7 SGB XII, (3.) die
zur Behandlung akuter Erkrankungen und SchmerzzustÃ¤nde erforderliche
Ã¤rztliche und zahnÃ¤rztliche Behandlung einschlieÃ�lich der Versorgung mit
Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur
Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen und (4.)
Leistungen nach Â§ 50 Nummer 1 bis 3 SGB XII (Hilfen bei Schwangerschaft und
Mutterschaft). GemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB XII werden, soweit dies im
Einzelfall besondere UmstÃ¤nde erfordern, Leistungsberechtigten nach Satz 3 zur
Ã�berwindung einer besonderen HÃ¤rte andere Leistungen im Sinne von Absatz 1
gewÃ¤hrt; ebenso sind Leistungen Ã¼ber einen Zeitraum von einem Monat hinaus
zu erbringen, soweit dies im Einzelfall auf Grund besonderer UmstÃ¤nde zur
Ã�berwindung einer besonderen HÃ¤rte und zur Deckung einer zeitlich befristeten
Bedarfslage geboten ist. Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 SÃ¤tze 3, 5 und 6 SGB
XII scheitern nicht bereits daran, dass die KlÃ¤gerin keine Ausreiseabsicht hat. Eine
solche "innere Tatsache" ist keine tatbestandliche Voraussetzung fÃ¼r die Leistung.
Dies ergibt sich im Besonderen nicht aus der Bezeichnung als
"Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen" bzw. der Formulierung, dass sie "bis zur Ausreise,
lÃ¤ngstens jedoch fÃ¼r einen Zeitraum von einem Monat" gewÃ¤hrt werden. Die
Leistungen sind eine Folge davon, dass der Gesetzgeber durch die Neufassung des 
Â§ 23 Abs. 3 SGB XII ausdrÃ¼cklich die Rechtsprechung des BSG korrigieren wollte,
welches aus der Formulierung des Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII a.F. ("AuslÃ¤nder, die
eingereist sind, um Sozialhilfe zu erlangen, oder deren Aufenthaltsrecht sich allein
aus dem Zweck der Arbeitssuche ergibt, sowie ihre FamilienangehÃ¶rigen haben
keinen Anspruch auf Sozialhilfe") ein Leistungsrecht im Ermessensweg gefolgert,
nach einer Aufenthaltsdauer von sechs Monaten eine Verfestigung des Aufenthalts
gesehen und hieraus eine Ermessensreduzierung auf Null abgeleitet hatte (BT-Dr.
18/10211, 11, 16; zur Rechtsprechung des BSG ausfÃ¼hrlich dessen Urteil a.a.O.
SozR 4-4200 Â§ 7 Nr. 43). Wie bereits ausgefÃ¼hrt werden auf diese Weise
UnionsbÃ¼rger von den regulÃ¤ren Leistungen des SGB XII, welche sie nach Â§ 23
Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2 SGB XII n.F. beanspruchen kÃ¶nnten, unter der typisierten
Annahme ausgeschlossen, dass ihnen die RÃ¼ckkehr in ihr "Heimatland" (gemeint
im Sinne des Landes dessen StaatsangehÃ¶rigkeit sie besitzen bzw. in dem sie ein
gesichertes Aufenthaltsrecht haben) gefahrlos offensteht. Mehr als eine zeitliche
Begrenzung der in diesem Fall noch "Ã¼bergangsweise" mÃ¶glichen Leistungen ist 
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Â§ 23 Abs. 3 Satz 3 SGB XII n.F. nicht zu entnehmen, auch nicht unter
BerÃ¼cksichtigung der Gesetzesmaterialien. Die Monatsfrist sollte den
gesetzesausfÃ¼hrenden GebietskÃ¶rperschaften lediglich Verwaltungsaufwand
ersparen, weil es im "Zeitraum von einem Monat â�¦ in jedem Fall mÃ¶glich (ist),
innerhalb der EU eine angemessene RÃ¼ckreisemÃ¶glichkeit zu finden" (BT-Dr.
18/10211, 16). Mit anderen Worten ging der Gesetzgeber auch insoweit typisierend
von der MÃ¶glichkeit aus, dass Betroffene "Selbsthilfe" durch RÃ¼ckkehr in das
Heimatland Ã¼ben kÃ¶nnen, ohne auf einen RÃ¼ckkehrwillen der Betroffenen
abzustellen. Dem gesetzgeberischen Ziel einer Verringerung des
Verwaltungsaufwandes wÃ¼rde es widersprechen, wenn ein (ernsthafter)
RÃ¼ckkehrwille vor GewÃ¤hrung der Leistungen zu ermitteln wÃ¤re. Die
Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen sind â�� von daher folgerichtig und anders als die
Ã�bernahme der RÃ¼ckreisekosten nach Â§ 23 Abs. 3a SGB XII n.F. â�� auch nicht
antragsabhÃ¤ngig und somit immer dann zu gewÃ¤hren, wenn der
SozialhilfetrÃ¤ger Kenntnis von den Leistungsvoraussetzungen erlangt (Â§ 18 Abs. 1
SGB XII). Daran Ã¤ndert auch nichts, dass die in Betracht kommenden
Leistungsberechtigten gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 4 SGB XII n.F. "hierÃ¼ber" und
Ã¼ber die MÃ¶glichkeit der Leistungen nach Abs. 3a zu unterrichten sind. Mehr als
eine Warnfunktion fÃ¼r die Leistungsberechtigten, dass sie regelmÃ¤Ã�ig nur noch
fÃ¼r kurze Frist â�� und eventuell in geringerer HÃ¶he als zuvor â�� Leistungen zu
erwarten haben, lÃ¤sst sich dem nicht entnehmen: Da ein Antragserfordernis fÃ¼r
die Leistung nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 4 SGB XII n.F. nicht vorgesehen worden ist,
kann der Bezugspunkt des Wortes "hierÃ¼ber" nur die in Â§ 23 Abs. 3 Satz 3 SGB
XII n.F. geregelte Leistung an sich sein. Wann genau der in Â§ 23 Abs. 3 Satz 3 SGB
XII n.F. genannte Monatszeitraum im Fall der bereits 2015 eingereisten KlÃ¤gerin
liegt â�� zu denken ist vorrangig an den ersten Monat ab dem Inkrafttreten der
Vorschrift (29. Dezember 2016 bis 28. Januar 2017) â�� kann dahingestellt bleiben.
Denn auch die Voraussetzungen des Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 Halbs. 2 SGB XII n.F. liegen
vor. Zwar soll die Vorschrift keine Dauerleistungen ermÃ¶glichen (BT-Dr. 10/10211,
17f.). Sie enthÃ¤lt aber auch keine feste zeitliche Grenze. Die Voraussetzungen des
Vorliegens "besonderer UmstÃ¤nde zur Ã�berwindung einer besonderen HÃ¤rte und
zur Deckung einer zeitlich befristeten Bedarfslage" sieht der Senat als gegeben an.
Diese Begriffe werden nicht nÃ¤her definiert. Nach den Gesetzesmaterialien soll es
sich um Situationen handeln, in denen "im Einzelfall eine Ausreise binnen eines
Monats nicht mÃ¶glich oder nicht zumutbar" sei (BT-Dr. 10/20211, 16). Ausgehend
hiervon sieht der Senat die Situation der KlÃ¤gerin, die als UnionsbÃ¼rgerin die
Vermutung eines FreizÃ¼gigkeitsrechts fÃ¼r sich in Anspruch nehmen kann und
gegen die die AuslÃ¤nderbehÃ¶rde aufenthaltsbeendende MaÃ�nahmen nicht
ergriffen hat, deren Aufenthalt also faktisch geduldet wird, als besonderen, mit
einer besonderen HÃ¤rte verbundenen Umstand an, der eine Ausreise unzumutbar
macht. Der Gesetzgeber hat durch Â§ 23 Abs. 3 Satz 7 SGB XII n.F. selbst
vorgesehen, dass die von Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 oder 3 SGB XII erfassten
Personen, die sich seit mindestens fÃ¼nf Jahren ohne wesentliche Unterbrechung
im Bundesgebiet aufhalten, (wieder) Zugang zu den regulÃ¤ren Leistungen der
Sozialhilfe nach Â§ 23 Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2 SGB XII erhalten); dies gilt â�� nur
dann â�� nicht, wenn der Verlust des Rechts nach Â§ 2 Absatz 1
FreizÃ¼gigkeitsgesetz/EU festgestellt wurde. Ein materielles Aufenthaltsrecht im
FÃ¼nfjahreszeitraum wird somit ausdrÃ¼cklich nicht vorausgesetzt, angeknÃ¼pft
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wird lediglich daran, dass "abzusehen (ist), dass auslÃ¤ndische Personen ohne
materielles FreizÃ¼gigkeits- oder Aufenthaltsrecht dauerhaft oder jedenfalls fÃ¼r
einen lÃ¤ngeren Zeitraum in Deutschland verbleiben werden und damit eine
Verfestigung des Aufenthaltes eintritt" (BT-Dr. 10/10211, 16). Dem entnimmt der
Senat, dass der Gesetzgeber die oben dargestellte, auslÃ¤nderrechtlich privilegierte
Stellung von UnionsbÃ¼rgerinnen und UnionsbÃ¼rgern berÃ¼cksichtigen will. Der
Senat entnimmt dem weiter, dass sich der Gesetzgeber auch der MÃ¶glichkeit eines
Ã¼ber viele Jahre andauernden Vollzugsdefizits von AuslÃ¤nderbehÃ¶rden bewusst
ist (zu diesem Aspekt als Element fÃ¼r die Annahme eines verfestigten Aufenthalts
BSG a.a.O. SozR 4-4300 Â§ 7 Nr. 43 Rn 56). UnabhÃ¤ngig davon, ob der
Gesetzgeber unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG zu den
Anforderungen an die GewÃ¤hrleistung des Existenzminimums bei verfestigtem
Aufenthalt (a.a.O. BVerfGE 132, 134 Rn 92ff) verfassungsgemÃ¤Ã� bestimmen
konnte, dass erst nach Ablauf von fÃ¼nf Jahren im Wesentlichen ununterbrochenen
Aufenthalts dessen "Verfestigung" eingetreten ist, die den Zugang zu "regulÃ¤ren"
Leistungen des SGB XII erÃ¶ffnet, geht der Senat aber nicht davon aus, dass der
Gesetzgeber sehenden Auges einen vollstÃ¤ndig leistungslosen Zustand Ã¼ber
mehrere Jahre Dauer hinnehmen wollte. Ihm kann ohne hinreichend deutliche
Anhaltspunkte nicht unterstellt werden, dass er auf diese Weise den Schutz ihrer
MenschenwÃ¼rde als hÃ¶chstrangiges Verfassungsgut (Art. 1 Abs. 1 GG)
gefÃ¤hrden oder sogar billigend in Kauf nehmen und die oben dargestellte
auslÃ¤nderrechtliche Privilegierung von UnionsbÃ¼rgern zum mindesten
relativieren wollte. Ebenso wenig kann ihm unterstellt werden, dass er den Zugang
zu regulÃ¤ren Leistungen nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 7 SGB XII letztlich davon
abhÃ¤ngig machen wollte, dass UnionsbÃ¼rger ein von ihm gerade nicht
gewÃ¼nschtes Verhalten zeigen (indem sie sich nicht der vom Gesetzgeber
leistungsausschlieÃ�end unterstellten SelbsthilfemÃ¶glichkeit der RÃ¼ckkehr in das
Heimatland bedienen) und dass die Verletzung eines Verfassungsgutes nicht
eingetreten ist (indem UnionsbÃ¼rger wenigstens ihre physische Existenz ohne
staatliche Hilfen sichern konnten). Nach alldem stellt es sich fÃ¼r UnionsbÃ¼rger
â�� typisierend â�� als Bedarfslage im "Einzelfall auf Grund besonderer UmstÃ¤nde
zur Ã�berwindung einer besonderen HÃ¤rte" im Sinne des Â§ 23 Abs. 3 Satz 6
Halbs. 2 SGB XII n.F. dar, dass sie einen privilegierten aufenthaltsrechtlichen Status
genieÃ�en, wÃ¤hrend die BehÃ¶rde, die diesen Status beenden kÃ¶nnte, die hierzu
erforderlichen MaÃ�nahmen nicht ergreift. Bei dieser Auslegung bleibt auch der
Charakter der Leistung als zeitlich befristete erhalten. Denn die Leistungen
begrÃ¼ndende Bedarfslage nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 Halbs. 2 SGB XII n.F. endet,
sobald die AuslÃ¤nderbehÃ¶rde tÃ¤tig geworden ist und eine UnionsbÃ¼rgerin oder
ein UnionsbÃ¼rger vollziehbar zur Ausreise verpflichtet ist. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt
als weitere Voraussetzung fÃ¼r die Leistung nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 Halbs. 2 SGB
XII n.F. auch die der HilfebedÃ¼rftigkeit, da sie nur in Gestalt der Geldzuwendungen
ihrer Tochter in HÃ¶he von 100,- EUR monatlich Ã¼ber Einkommen (Â§ 82 Abs. 1
SGB XII) und nicht Ã¼ber VermÃ¶gen (Â§ 90 SGB XII) verfÃ¼gt. Obwohl die
Vorschrift ebenso wenig wie Â§ 23 Abs. 3 Satz 3 SGB XII n.F. diese Voraussetzung
nennt, sind Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen ebenfalls davon abhÃ¤ngig, dass
Leistungsberechtigte die entsprechenden Bedarfe nicht aus eigenen Mitteln decken
kÃ¶nnen. Â§ 19 Abs. 1 SGB XII betreffend Hilfen zum Lebensunterhalt ist
entsprechend anzuwenden. Die Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen stehen nicht

                            19 / 20

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGE%20132,%20134
https://dejure.org/gesetze/GG/1.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/90.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/23.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/19.html


 

auÃ�erhalb des Systems der bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngigen Leistungen nach dem
SGB XII. Mit dem vorhandenen Einkommen kann die KlÃ¤gerin die zur Bestimmung
der LeistungshÃ¶he in Betracht kommenden Bedarfe nicht decken. Diese
bestimmen sich nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 5 SGB XII nF. (im Fall der KlÃ¤gerin vor
allem nach dessen Nr. 1 bis 3). Zwar spricht Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 Halbs. 2 SGB XII
n.F. nicht ausdrÃ¼cklich von "Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen", aber von einer
LeistungsgewÃ¤hrung "Ã¼ber einen Monat hinaus". Dies kann sich nur auf die â��
grundsÃ¤tzlich auf die Dauer eines Monats begrenzten â��
Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen im Sinne des Â§ 23 Abs. 3 SÃ¤tze 3 und 5 SGB XII n.F.
beziehen. Die Einnahmen der KlÃ¤gerin decken nicht einmal die
regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben der Abteilungen 1 (Nahrungsmittel,
GetrÃ¤nke und Tabakwaren) und 6 (Gesundheitspflege) fÃ¼r Einpersonenhaushalte
gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 RBEG mit jÃ¤hrlichen Fortschreibungen gemÃ¤Ã� Â§ 7 RBEG
und damit die Bedarfe gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 5 Nr. 1 SGB XII n.F.
Zusammenfassend setzt die Leistungspflicht des Beklagten gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3
Satz 6 Halbs. 2 SGB XII n.F. nach dem Gesagten am 1. September 2017 ein und
besteht seither durchgehend jedenfalls so lange, wie die KlÃ¤gerin nicht vollziehbar
ausreisepflichtig ist, sowie in dem sich aus Â§ 23 Abs. 3 Satz 5 SGB XII n.F.
ergebenden, im Einzelnen noch zu berechnenden Umfang. Die der KlÃ¤gerin
zustehenden Leistungen im Umfang des Â§ 23 Abs. 3 Satz 5 SGB XII n.F. sieht der
Senat als verfassungsrechtlich mit Blick auf die Sicherung des Existenzminimums
noch ausreichend an. Sie orientieren sich zwar an den "abgesenkten" Leistungen
fÃ¼r Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG, deren Ausreise unmittelbar
bevorsteht (Â§ 1a Abs. 2 AsylbLG; s. BT-Dr. 18/10211, 16). Die Deckung
zusÃ¤tzlicher Bedarfe kommt aber gegebenenfalls Ã¼ber die HÃ¤rtefallregelung
gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 Halbs. 1 SGB XII n.F. in Betracht, so dass insgesamt
nicht davon ausgegangen wird, dass das Leistungsniveau die
verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen unterschreitet. ErgÃ¤nzende
Leistungen aus anderen Rechtsgrundlagen des SGB XII kommen dagegen nicht in
Betracht. Im Besonderen gilt dies fÃ¼r Hilfen in sonstigen Lebenslagen gemÃ¤Ã� Â§
73 SGB XII. Diese Leistung kann an AuslÃ¤nderinnen und AuslÃ¤nder nur Ã¼ber Â§
23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII n.F. â�� im Ermessensweg â�� gewÃ¤hrt werden und ist
deshalb vom Leistungsausschluss nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII n.F. erfasst. Die
Voraussetzungen des Â§ 73 SGB XII sind unabhÃ¤ngig davon auch materiell nicht
erfÃ¼llt. Die von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Bedarfslagen â�� Hilfen zur
Sicherung des laufenden Lebensunterhalts und bei Krankheit â�� sind im Dritten,
Vierten und FÃ¼nften Kapitel des SGB XII ausdrÃ¼cklich und abschlieÃ�end
geregelt und kÃ¶nnen deshalb keine "sonstige" Lebenslage darstellen. Die
Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 SGG. Die Revision wird wegen
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 17.09.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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